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Entscheidungsdatum

27.04.2026
Norm

AsylG 2005 835

B-VG Art133 Abs4

VWGVG §28 Abs3

. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026aufgehoben durch BGBI. | Nr. 39/2026

—_

2. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
3. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
4. AsylG 2005 § 35 glltig von 01.06.2016 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
5. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.01.2014 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
6. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
7. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
8. AsylG 2005 § 35 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

—_

. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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W232 2317174-1/7E
W232 2317175-1/5E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht beschlieRt durch die Richterin MMag. Simone BOCKMANN-WINKLER (ber die
Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , und XXXX , geb. XXXX , beide StA. Syrien, vertreten durch das Osterreichische Rote
Kreuz, gegen den Bescheid der Osterreichischen Botschaft Damaskus vom 25.02.2025, GZ: Damaskus-
OB/KONS/1344/2024:Das Bundesverwaltungsgericht beschlieBt durch die Richterin MMag. Simone BOCKMANN-
WINKLER Uber die Beschwerde von rémisch 40, geb. rémisch 40, und rémisch 40, geb. rémisch 40, beide StA. Syrien,
vertreten durch das Osterreichische Rote Kreuz, gegen den Bescheid der Osterreichischen Botschaft Damaskus vom
25.02.2025, GZ: Damaskus-OB/KONS/1344/2024:

A) Der Beschwerde wird gemal3 8 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG stattgegeben, die bekampften Bescheide behoben und
die Angelegenheiten zur Erlassung neuerlicher Entscheidungen an die Vertretungsbehorde zurtickverwiesen.A) Der
Beschwerde wird gemaR Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwGVG stattgegeben, die bekdmpften Bescheide
behoben und die Angelegenheiten zur Erlassung neuerlicher Entscheidungen an die Vertretungsbehérde

zuruckverwiesen.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassigB) Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig.
Text

Begrindung:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Die Beschwerdeflhrer stellten am 03.06.2024 schriftlich und personlich am 28.08.2024 Antrage auf Einreise gemal}
§ 35 AsylG 2005 bei der Osterreichischen Botschaft Damaskus unter Vorlage diverserer Unterlagen. Vorgebracht wird
darin zusammengefasst, dass sie die Ehefrau und das minderjahrige Kind von XXXX, geb. XXXX , StA. Syrien, dem mit
Bescheid des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl am 14.03.2024 der Status des Asylberechtigten zuerkannt
worden sei, seien.1. Die Beschwerdefuhrer stellten am 03.06.2024 schriftlich und persdnlich am 28.08.2024 Antrage
auf Einreise gemaR Paragraph 35, AsylG 2005 bei der Osterreichischen Botschaft Damaskus unter Vorlage diverserer
Unterlagen. Vorgebracht wird darin zusammengefasst, dass sie die Ehefrau und das minderjahrige Kind von rémisch
40, geb. romisch 40, StA. Syrien, dem mit Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl am 14.03.2024 der

Status des Asylberechtigten zuerkannt worden sei, seien.

2. In einer Mitteilung nach8& 35 Abs. 4 AsylG 2005 vom 15.01.2025 und der beiliegenden Stellungnahme flhrte das
Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl zusammengefasst aus, dass nach Prufung der Sachlage die Zuerkennung des
Status einer subsididr Schutzberechtigten oder Asylberechtigten nicht wahrscheinlich sei. Gegen die Bezugsperson sei
ein Verfahren zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 8 7 AsylG anhangig. 2. In einer Mitteilung nach
Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 vom 15.01.2025 und der beiliegenden Stellungnahme fiihrte das Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl zusammengefasst aus, dass nach Prifung der Sachlage die Zuerkennung des Status einer
subsidiar Schutzberechtigten oder Asylberechtigten nicht wahrscheinlich sei. Gegen die Bezugsperson sei ein
Verfahren zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten gemal’ Paragraph 7, AsylG anhangig.

3. Mit Schreiben vom 29.01.2025 wurde den Beschwerdefiihrern von der Osterreichischen Botschaft Damaskus die
Moglichkeit zur Stellungnahme (Parteiengehdr) eingerdaumt und gleichzeitig unter Verweis auf die beiliegende
Stellungnahme des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl mitgeteilt, dass die Antrage auf Erteilung eines
Einreisetitels gemaR 8 26 FPG in Verbindung mit 8 35 Abs. 4 Asylgesetz abzulehnen waren.3. Mit Schreiben vom
29.01.2025 wurde den Beschwerdefiihrern von der Osterreichischen Botschaft Damaskus die Mdoglichkeit zur
Stellungnahme (Parteiengehdr) eingerdaumt und gleichzeitig unter Verweis auf die beiliegende Stellungnahme des
Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl mitgeteilt, dass die Antrage auf Erteilung eines Einreisetitels gemal}
Paragraph 26, FPG in Verbindung mit Paragraph 35, Absatz 4, Asylgesetz abzulehnen waren.

4. Mit Stellungnahme vom 12.02.2025 brachten die Beschwerdeflihrer zusammengefasst vor, dass8 35 Abs. 4 AsylG
nicht zwingend erfordere, dass im Falle eines eingeleiteten Aberkennungsverfahrens eine ,negative” Mitteilung an die
Botschaft zu Gbermitteln sei. Ferner wird darauf verwiesen, dass angesichts der instabilen Lage in Syrien es keinesfalls
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ausgeschlossen sei, dass der Status der Bezugsperson nicht aberkannt werde. Es sei nachzuvollziehen, dass die
Entscheidung Uber die Aberkennung des Status zeitlich vor der Entscheidung Uber die Familienzusammenfuhrung
ergehen sollte, da zweitere von ersterer abhangig sei. Es wurde jedoch die Familienzusammenfihrung von
Fluchtlingen GbermaRig erschweren, wenn der Antrag bereits aufgrund des Verdachtes, die Verfolgungsgefahr konnte
weggefallen sein, abgewiesen werden kdnne. Um den unionsrechtlichen Anforderungen Genuge zu tun und
gleichzeitig den Umstand eines gegebenenfalls unsicheren Aufenthaltsrecht der Bezugsperson zu bericksichtigen,
wurde es sich demnach anbieten, mit der Entscheidung Uber den gegenstandlichen Antrag zuzuwarten, bis Gber das
Verfahren zur Aberkennung des Status entschieden worden sei.4. Mit Stellungnahme vom 12.02.2025 brachten die
BeschwerdefUhrer zusammengefasst vor, dass Paragraph 35, Absatz 4, AsylG nicht zwingend erfordere, dass im Falle
eines eingeleiteten Aberkennungsverfahrens eine ,negative” Mitteilung an die Botschaft zu Ubermitteln sei. Ferner
wird darauf verwiesen, dass angesichts der instabilen Lage in Syrien es keinesfalls ausgeschlossen sei, dass der Status
der Bezugsperson nicht aberkannt werde. Es sei nachzuvollziehen, dass die Entscheidung Uber die Aberkennung des
Status zeitlich vor der Entscheidung Uber die Familienzusammenfihrung ergehen sollte, da zweitere von ersterer
abhangig sei. Es wirde jedoch die Familienzusammenfuhrung von Flichtlingen GbermaRig erschweren, wenn der
Antrag bereits aufgrund des Verdachtes, die Verfolgungsgefahr konnte weggefallen sein, abgewiesen werden kénne.
Um den unionsrechtlichen Anforderungen Genlge zu tun und gleichzeitig den Umstand eines gegebenenfalls
unsicheren Aufenthaltsrecht der Bezugsperson zu bericksichtigen, wirde es sich demnach anbieten, mit der
Entscheidung Uber den gegenstandlichen Antrag zuzuwarten, bis Uber das Verfahren zur Aberkennung des Status
entschieden worden sei.

5. Mit Schreiben vom 19.02.2025 wurde der Osterreichischen Botschaft Damaskus vom Bundesamt fiir Fremdenwesen
und Asyl mitgeteilt, dass die Stellungnahme der Beschwerdefihrer zu keiner anderen Entscheidung des Bundesamtes
fahre.

6. Mit Bescheid vom 25.02.2025 wies die Osterreichische Botschaft Damaskus die Antrdge auf Erteilung eines
Einreisetitels gemall§ 26 FPG in Verbindung mit§ 35 AsylG 2005 ab.6. Mit Bescheid vom 25.02.2025 wies die
Osterreichische Botschaft Damaskus die Antrdge auf Erteilung eines Einreisetitels gemaR Paragraph 26, FPG in
Verbindung mit Paragraph 35, AsylG 2005 ab.

7. Gegen diesen Bescheid richtet sich die gegenstandliche Beschwerde vom 24.03.2025, in der zunachst darauf
verwiesen wird, dass die unterlassene Auseinandersetzung mit den in der Stellungnahme vorgebrachten Argumenten
und Beweismitteln eine Verletzung des Rechts auf Parteiengehdr bzw. einen Begrindungsmangel darstelle. Des
Weiteren wurden im Wesentlichen die Argumente in der im Februar eingebrachten Stellungahme wiederholt.

8. Mit Schreiben des Bundesministeriums fur Inneres vom 31.07.2025 wurde dem Bundesverwaltungsgericht die
Beschwerde samt dem Verwaltungsakt Ubermittelt.

9. Das Bundesverwaltungsgericht forderte das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl mit Schreiben vom 29.01.2026
unter Verweis auf die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes vom 16.12.2025, E1209/2025-19, E 1210/2025-19,
E1211/2025-15, auf, zum Aberkennungsverfahren der Bezugsperson Stellung zu nehmen.

10. Mit Schreiben vom 30.01.2026 teilte das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl im Wesentlichen mit, dass das
Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl davon ausgehe, dass mit dem Sturz des Assad Regimes eine grundlegende
Anderung der Lage in Syrien eingetreten sei und nach Vorliegen ergdnzender Landerinformationen im 1. Quartal 2026
zu prufen sein werde, ob diese von dauerhafter Natur seien.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die Beschwerdefuhrer stellten am 03.06.2024 schriftlich und persénlich am 28.08.2024 personlich Antrage auf
Erteilung eines Einreisetitels gemaR § 35 AsylG 2005 bei der Osterreichischen Botschaft Damaskus. Als Bezugsperson
wurde XXXX , geb. XXXX , StA Syrien, genannt; er sei der Ehemann der Erstbeschwerdefiihrerin und Vater des
minderjahrigen Zweitbeschwerdeflhrers.Die Beschwerdeflhrer stellten am 03.06.2024 schriftlich und persénlich am
28.08.2024 personlich Antrage auf Erteilung eines Einreisetitels gemaR Paragraph 35, AsylG 2005 bei der
Osterreichischen Botschaft Damaskus. Als Bezugsperson wurde rémisch 40, geb. rémisch 40, StA Syrien, genannt; er
sei der Ehemann der Erstbeschwerdefihrerin und Vater des minderjahrigen Zweitbeschwerdefuhrers.
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Die Bezugsperson stellte in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz und wurde ihr mit Bescheid des
Bundesamtes fiir Fremdenwesen und Asyl vom 14.03.2024 der Status der Asylberechtigten in Osterreich zuerkannt.
Das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl leitete am 15.01.2025 ein Aberkennungsverfahren gegeniber der
Bezugsperson gemal § 7 AsylG 2005 ein. In der Folge wurden seitens des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl
keine weiteren Verfahrensschritte gesetzt, wobei keine Umstdnde hervorgekommen sind, wonach die
Verfahrensverzégerung der Bezugsperson zuzurechnen wadre. Ein Verfahrensabschluss ist nicht absehbar.Die
Bezugsperson stellte in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz und wurde ihr mit Bescheid des
Bundesamtes fiir Fremdenwesen und Asyl vom 14.03.2024 der Status der Asylberechtigten in Osterreich zuerkannt.
Das Bundesamt flir Fremdenwesen und Asyl leitete am 15.01.2025 ein Aberkennungsverfahren gegenulber der
Bezugsperson gemald Paragraph 7, AsylG 2005 ein. In der Folge wurden seitens des Bundesamtes flr Fremdenwesen
und Asyl keine weiteren Verfahrensschritte gesetzt, wobei keine Umstande hervorgekommen sind, wonach die

Verfahrensverzégerung der Bezugsperson zuzurechnen ware. Ein Verfahrensabschluss ist nicht absehbar.

Die Antrage der Beschwerdeflhrer auf Erteilung eines Einreisetitels wurden von der belangten Behdrde mit Bescheid
vom 25.02.2025 allein aus dem Grund des gegentiber der Bezugsperson anhdngigen Aberkennungsverfahrens
abgewiesen.

2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen zur Antragstellung und Bezugsperson grinden auf dem Verfahrensakt bzw. den darin enthaltenen
Unterlagen in Zusammenhalt mit einem aktuellen Auszug aus dem Zentralen Fremdenregister betreffend die

Bezugsperson.

Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl erstattete mit Schreiben vom 30.01.2026 AusfUhrungen zu den
Umstanden der Einleitung des Aberkennungsverfahrens und der zu erwartenden Verfahrensdauer. Aus dem Schreiben
ergibt sich, dass nach Einleitung des Aberkennungsverfahrens keine weiteren Verfahrensschritte gesetzt wurden. Die
Feststellung, dass keine Umstande hervorgekommen sind, wonach die Verfahrensverzdgerung der Bezugsperson
zurechenbar ware, ergibt sich insbesondere daraus, dass das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl in seiner
Stellungnahme ausdricklich erklart hat, dass (erst) nach Vorliegen erganzender Landerinformationen gepruft werde,
ob die grundlegende Anderung der Lage in Syrien von dauerhafter Natur sei sowie daraus, dass keine Umstinde
ersichtlich sind, wonach die Bezugsperson Verfahrensschritte etwa vereitelt hatte. Da das Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl keinen Zeithorizont bis zu einem Abschluss des Aberkennungsverfahrens nennen konnte, war
die Feststellung zu treffen, dass ein Verfahrensabschluss nicht absehbar ist.

Dass die Antrage der Beschwerdeflihrer auf Erteilung eines Einreisetitels allein aus dem Grund der Anhangigkeit des
Aberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson abgewiesen wurden, ergibt sich aus der Mitteilung des
Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl nach &8 35 Abs. 4 AsylG 2005 vom 15.01.2025 und der Stellungnahme
gleichen Datums. Dass die Antrage der Beschwerdefuhrer auf Erteilung eines Einreisetitels allein aus dem Grund der
Anhangigkeit des Aberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson abgewiesen wurden, ergibt sich aus der
Mitteilung des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl nach Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 vom 15.01.2025 und
der Stellungnahme gleichen Datums.

3. Rechtliche Beurteilung:

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehoérde wegen Rechtswidrigkeit. Gemal § 9 Abs. 3 FPG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber
Beschwerden gegen Entscheidungen der Vertretungsbehoérden.GemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG
erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen
Rechtswidrigkeit. Gemal Paragraph 9, Absatz 3, FPG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden
gegen Entscheidungen der Vertretungsbehoérden.

GemaR & 6 BVWGG entscheidet das BVwWG durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die
Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da weder im BFA-VG noch im AsylG 2005 eine Senatsentscheidung
vorgesehen ist, liegt gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit vor.Gemal Paragraph 6, BVWGG entscheidet das BVwWG
durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da
weder im BFA-VG noch im AsylG 2005 eine Senatsentscheidung vorgesehen ist, liegt gegenstandlich
Einzelrichterzustandigkeit vor.
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GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist,
erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen gemaR 8 31 Abs. 1 VWGVG durch Beschluss.Gemal? Paragraph 28,
Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde
nicht zurlckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist, erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen gemaR Paragraph 31, Absatz eins, VWGVG durch Beschluss.

Gemal? § 28 Abs. 3 VWGVG hat das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden gemal’ Art 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vorliegen und die Behdrde dem nicht
bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung und Beschleunigung des
Verfahrens widerspricht.Gemal3 Paragraph 28, Absatz 3, VWGVG hat das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die
Voraussetzungen des Absatz 2, nicht vorliegen und die Behérde dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde unter
Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens widerspricht.

Zu A) Zuruckverweisung an die belangte Behorde:

Die mafgeblichen Bestimmungen des AsylG 2005 lauten:

~Familienverfahren im Inland

8§ 34 (1) Stellt ein Familienangehoriger von Paragraph 34, (1) Stellt ein Familienangehoriger von
1. einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist;

2. einem Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (8 8) zuerkannt worden ist oder2. einem
Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (Paragraph 8,) zuerkannt worden ist oder

3. einem Asylwerber
einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser als Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes.

(2) Die Behorde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden, dem der Status des
Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines Asylberechtigten

zuzuerkennen, wenn
1. dieser nicht straffallig geworden ist und

(Anm.: Z 2 aufgehoben durch Art. 3 Z 13,BGBI. | Nr. 84/2017) Anmerkung, Ziffer 2, aufgehoben durch Artikel 3, Ziffer
13,, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 84 aus 2017,)

3. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses
Status anhangig ist (8 7). 3. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren
zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (Paragraph 7,).

(3) Die Behdrde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines subsidiar

Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn
1. dieser nicht straffallig geworden ist;

(Anm.: Z 2 aufgehoben durch Art. 3 Z 13,BGBI. | Nr. 84/2017) Anmerkung, Ziffer 2, aufgehoben durch Artikel 3, Ziffer
13,, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 84 aus 2017,)

3. gegen den Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur
Aberkennung dieses Status anhangig ist (8 9) und3. gegen den Fremden, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (Paragraph 9,) und

4. dem Familienangehdrigen nicht der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen ist.

(4) Die Behorde hat Antrage von Familienangehdrigen eines Asylwerbers gesondert zu prtifen; die Verfahren sind unter
einem zu fuhren; unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 erhalten alle Familienangehdrigen den gleichen
Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen,
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wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle Antrage waren als unzuldssig
zurlickzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhdlt einen gesonderten Bescheid. Ist einem Fremden der
faktische Abschiebeschutz gemdR § 12a Abs. 4 zuzuerkennen, ist dieser auch seinen Familienangehdrigen
zuzuerkennen. (4) Die Behdrde hat Antrage von Familienangehdrigen eines Asylwerbers gesondert zu prifen; die
Verfahren sind unter einem zu flhren; unter den Voraussetzungen der Absatz 2 und 3 erhalten alle
Familienangehdrigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle
Antrage waren als unzuldssig zuriickzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhdlt einen gesonderten Bescheid.
Ist einem Fremden der faktische Abschiebeschutz gemaR Paragraph 12 a, Absatz 4, zuzuerkennen, ist dieser auch
seinen Familienangehérigen zuzuerkennen.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten sinngemaR fiir das Verfahren beim Bundesverwaltungsgericht.(5) Die
Bestimmungen der Absatz eins bis 4 gelten sinngemaR fiir das Verfahren beim Bundesverwaltungsgericht.

(6) Die Bestimmungen dieses Abschnitts sind nicht anzuwenden:
1. auf Familienangehorige, die EWR-Burger oder Schweizer Birger sind;

2. auf Familienangehdrige eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder der Status des subsidiar
Schutzberechtigten im Rahmen eines Verfahrens nach diesem Abschnitt zuerkannt wurde, es sei denn es handelt sich
bei dem Familienangehdrigen um ein minderjahriges lediges Kind;

3. im Fall einer Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption @ 30 NAG).”3. im Fall einer
Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption (Paragraph 30, NAG).”

+Antrage auf Einreise bei Vertretungsbehdrden

§ 35 (1) Der Familienangehorige gemal Abs. 5 eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde
und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemaR § 34 Abs. 1 Z
1iVm § 2 Abs. 1 Z 13 einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei einer mit konsularischen Aufgaben betrauten
Osterreichischen Vertretungsbehérde im Ausland (Vertretungsbehdérde) stellen. Erfolgt die Antragstellung auf Erteilung
eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des Asylberechtigten, sind die
Voraussetzungen gemal § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 zu erfiillen.Paragraph 35, (1) Der Familienangehorige gemal Absatz 5,
eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks
Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemaR Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer eins, in Verbindung mit
Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei einer mit konsularischen
Aufgaben betrauten o6sterreichischen Vertretungsbehdrde im Ausland (Vertretungsbehorde) stellen. Erfolgt die
Antragstellung auf Erteilung eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten, sind die Voraussetzungen gemaR Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 zu erfiillen.

(2) Der Familienangehdrige gemal Abs. 5 eines Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt
wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemald § 34
Abs. 1 Z 2 iVm & 2 Abs. 1 Z 13 frihestens drei Jahre nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei der Vertretungsbehorde stellen, sofern die
Voraussetzungen gemal3 § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 erfillt sind. Diesfalls ist die Einreise zu gewahren, es sei denn, es ware auf
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass die Voraussetzungen fiir die Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten nicht mehr vorliegen oder in drei Monaten nicht mehr vorliegen werden. DarUber hinaus gilt Abs.
4.(2) Der Familienangehorige gemaR Absatz 5, eines Fremden, dem der Status des subsididr Schutzberechtigten
zuerkannt wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz
gemal Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer 2, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, frihestens drei Jahre
nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten einen Antrag auf Erteilung eines
Einreisetitels bei der Vertretungsbehdrde stellen, sofern die Voraussetzungen gemal Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer
eins bis 3 erfullt sind. Diesfalls ist die Einreise zu gewahren, es sei denn, es ware auf Grund bestimmter Tatsachen
anzunehmen, dass die Voraussetzungen fir die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nicht mehr
vorliegen oder in drei Monaten nicht mehr vorliegen werden. Darlber hinaus gilt Absatz 4,

(2a) Handelt es sich beim Antragsteller um den Elternteil eines unbegleiteten Minderjdhrigen, dem der Status des
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Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, gelten die Voraussetzungen gemal3 8 60 Abs.
2 Z 1 bis 3 als erfiillt.(2a) Handelt es sich beim Antragsteller um den Elternteil eines unbegleiteten Minderjahrigen, dem
der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, gelten die Voraussetzungen
gemal Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 als erfullt.

(3) Wird ein Antrag nach Abs. 1 oder Abs. 2 gestellt, hat die Vertretungsbehérde dafur Sorge zu tragen, dass der
Fremde ein in einer ihm verstandlichen Sprache gehaltenes Befragungsformular ausfullt; Gestaltung und Text dieses
Formulars hat der Bundesminister fur Inneres im Einvernehmen mit dem Bundesminister fur Europa, Integration und
AuReres und nach Anhérung des Hochkommissars der Vereinten Nationen fir Fliichtlinge (8 63) so festzulegen, dass
das Ausflillen des Formulars der Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts dient. Aulerdem hat die
Vertretungsbehorde auf die Vollstandigkeit des Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemaR §
60 Abs. 2 Z 1 bis 3 hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der Antrag auf
Einreise ist unverztglich dem Bundesamt zuzuleiten.(3) Wird ein Antrag nach Absatz eins, oder Absatz 2, gestellt, hat
die Vertretungsbehorde dafiir Sorge zu tragen, dass der Fremde ein in einer ihm verstandlichen Sprache gehaltenes
Befragungsformular ausflllt; Gestaltung und Text dieses Formulars hat der Bundesminister fUr Inneres im
Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Europa, Integration und AuBeres und nach Anhérung des
Hochkommissars der Vereinten Nationen fir Flichtlinge (Paragraph 63,) so festzulegen, dass das Ausfullen des
Formulars der Feststellung des maligeblichen Sachverhalts dient. AulRerdem hat die Vertretungsbehoérde auf die
Vollstandigkeit des Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemaR Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer
eins bis 3 hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der Antrag auf Einreise
ist unverzlglich dem Bundesamt zuzuleiten.

(4) Die Vertretungsbehorde hat dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung eines Einreisetitels nach Abs. 1
oder 2 ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (§ 26 FPG), wenn das Bundesamt mitgeteilt hat, dass die
Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des
subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf das Bundesamt nur erteilen, wenn(4)
Die Vertretungsbehorde hat dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung eines Einreisetitels nach Absatz eins,
oder 2 ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (Paragraph 26, FPG), wenn das Bundesamt mitgeteilt hat, dass
die Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder
des subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf das Bundesamt nur erteilen, wenn

1. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde,
kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (88 7 und 9),1. gegen den Fremden, dem der Status des
Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses
Status anhangig ist (Paragraphen 7 und 9),

2. das zu befassende Bundesministerium fur Inneres mitgeteilt hat, dass eine Einreise den &ffentlichen Interessen nach
Art. 8 Abs. 2 EMRK nicht widerspricht und2. das zu befassende Bundesministerium fiir Inneres mitgeteilt hat, dass eine
Einreise den o6ffentlichen Interessen nach Artikel 8, Absatz 2, EMRK nicht widerspricht und

3.im Falle eines Antrages nach Abs. 1 letzter Satz oder Abs. 2 die Voraussetzungen des 8§ 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 erfullt sind,
es sei denn, die Stattgebung des Antrages ist gemal3 & 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und
Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK geboten.3. im Falle eines Antrages nach Absatz eins, letzter Satz oder Absatz
2, die Voraussetzungen des Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 erfullt sind, es sei denn, die Stattgebung des
Antrages ist gemaR Paragraph 9, Absatz 2, BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des
Artikel 8, EMRK geboten.

Bis zum Einlangen dieser Mitteilung ist die Frist gemalk8 11 Abs. 5 FPG gehemmt. Die Vertretungsbehorde hat den
Fremden Uber den weiteren Verfahrensablauf in Osterreich gemaR § 17 Abs. 1 und 2 zu informieren.Bis zum Einlangen
dieser Mitteilung ist die Frist gemaR Paragraph 11, Absatz 5, FPG gehemmt. Die Vertretungsbehdrde hat den Fremden
ber den weiteren Verfahrensablauf in Osterreich gemaR Paragraph 17, Absatz eins und 2 zu informieren.

(5) Nach dieser Bestimmung ist Familienangehdriger, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum
Zeitpunkt der Antragstellung minderjahriges lediges Kind eines Fremden ist, dem der Status des subsididar
Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits vor der Einreise
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des subsidiar Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten bestanden hat; dies gilt weiters auch fir eingetragene
Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft bereits vor der Einreise des subsididar Schutzberechtigten oder des
Asylberechtigten bestanden hat.”

Die mafgeblichen Bestimmungen des FPG 2005 lauten:
.Verfahren vor den Osterreichischen Vertretungsbehdrden in Visaangelegenheiten

8 11 (1) In Verfahren vor 8sterreichischen Vertretungsbehdrden haben Antragsteller unter Anleitung der Behorde die
fur die Feststellung des mal3geblichen Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und Beweismittel selbst vorzulegen; in
Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Art. 19 Visakodex sinngemal anzuwenden. In Verfahren zur Erteilung eines
Visums gemald § 20 Abs. 1 Z 9 sind Art. 9 Abs. 1 erster Satz und Art. 14 Abs. 6 Visakodex sinngemal3 anzuwenden. Der
Antragssteller hat Uber Verlangen der Vertretungsbehoérde vor dieser personlich zu erscheinen, erforderlichenfalls in
Begleitung eines Dolmetschers (§ 39a AVG). § 10 Abs. 1 letzter Satz AVG gilt nur fir in Osterreich zur berufsméaRigen
Parteienvertretung befugte Personen. Die Vertretungsbehdrde hat nach freier Uberzeugung zu beurteilen, ob eine
Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die dem Standpunkt des Antragstellers nicht
vollinhaltlich Rechnung tragt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit zur Behebung von Formgebrechen und zu
einer abschlieBenden Stellungnahme hatte.Paragraph 11, (1) In Verfahren vor Osterreichischen Vertretungsbehérden
haben Antragsteller unter Anleitung der Behorde die fiir die Feststellung des maRgeblichen Sachverhaltes
erforderlichen Urkunden und Beweismittel selbst vorzulegen; in Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Artikel 19,
Visakodex sinngemaR anzuwenden. In Verfahren zur Erteilung eines Visums gemal3 Paragraph 20, Absatz eins, Ziffer 9,
sind Artikel 9, Absatz eins, erster Satz und Artikel 14, Absatz 6, Visakodex sinngemaR anzuwenden. Der Antragssteller
hat Uber Verlangen der Vertretungsbehdrde vor dieser persénlich zu erscheinen, erforderlichenfalls in Begleitung eines
Dolmetschers (Paragraph 39 a, AVG). Paragraph 10, Absatz eins, letzter Satz AVG gilt nur fir in Osterreich zur
berufsmé&Rigen Parteienvertretung befugte Personen. Die Vertretungsbehérde hat nach freier Uberzeugung zu
beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die dem Standpunkt des
Antragstellers nicht vollinhaltlich Rechnung tragt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit zur Behebung von
Formgebrechen und zu einer abschlieRenden Stellungnahme hatte.

(2) Partei in Verfahren vor der Vertretungsbehdrde ist ausschlie3lich der Antragssteller.

(3) Die Ausfertigung bedarf der Bezeichnung der Behdrde, des Datums der Entscheidung und der Unterschrift des
Genehmigenden; an die Stelle der Unterschrift kann das Siegel der Republik Osterreich gesetzt werden, sofern die
Identitdit des Genehmigenden im Akt nachvollziehbar ist. Die Zustellung hat durch Ubergabe in der
Vertretungsbehdrde oder, soweit die internationale Ubung dies zuldsst, auf postalischem oder elektronischem Wege
zu erfolgen; ist dies nicht moglich, so ist die Zustellung durch Kundmachung an der Amtstafel der Vertretungsbehérde
vorzunehmen.

(4) Vollinhaltlich ablehnende Entscheidungen gemaR Abs. 1 betreffend Visa D sind schriftlich in einer Weise
auszufertigen, dass der Betroffene deren Inhalt und Wirkung nachvollziehen kann. Dem Betroffenen sind die Griinde
der offentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit, die der ihn betreffenden Entscheidung zugrunde liegen, genau
und umfassend mitzuteilen, es sei denn, dass Griinde der Sicherheit der Republik Osterreich dieser Mitteilung
entgegenstehen. In der schriftlichen Ausfertigung der Begrindung sind auch die Rechtsmittelinstanz und die
Rechtsmittelfrist anzugeben.(4) Vollinhaltlich ablehnende Entscheidungen gemaR Absatz eins, betreffend Visa D sind
schriftlich in einer Weise auszufertigen, dass der Betroffene deren Inhalt und Wirkung nachvollziehen kann. Dem
Betroffenen sind die Grinde der offentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit, die der ihn betreffenden
Entscheidung zugrunde liegen, genau und umfassend mitzuteilen, es sei denn, dass Grinde der Sicherheit der
Republik Osterreich dieser Mitteilung entgegenstehen. In der schriftlichen Ausfertigung der Begriindung sind auch die
Rechtsmittelinstanz und die Rechtsmittelfrist anzugeben.

(5) Fur die Berechnung von Beginn, Lauf und Ende von Fristen § 33 AVG) gelten die Wochenend- und
Feiertagsregelungen im Empfangsstaat.(5) Fur die Berechnung von Beginn, Lauf und Ende von Fristen (Paragraph 33,
AVG) gelten die Wochenend- und Feiertagsregelungen im Empfangsstaat.

(6) Kann dem Antrag auf Erteilung eines Visums D auf Grund zwingender auRenpolitischer Rucksichten oder aus
Grinden der nationalen Sicherheit nicht stattgegeben werden, so ist die Vertretungsbehorde ermachtigt, sich auf den
Hinweis des Vorliegens zwingender Versagungsgrinde zu beschranken. Der maf3gebliche Sachverhalt muss auch in
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diesen Fallen im Akt nachvollziehbar sein.

(7) Der Fremde hat im Antrag auf Erteilung eines Visums D den jeweiligen Zweck und die beabsichtigte Dauer der Reise
und des Aufenthaltes bekannt zu geben. Der Antrag ist zurlickzuweisen, sofern der Antragsteller, ausgenommen die
Falle des 8 22 Abs. 3, trotz Aufforderung und Setzung einer Nachfrist kein gultiges Reisedokument oder gegebenenfalls
kein Gesundheitszeugnis vorlegt oder wenn der Antragsteller trotz entsprechenden Verlangens nicht persénlich vor
der Behorde erschienen ist, obwohl in der Ladung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurde.(7) Der Fremde hat im
Antrag auf Erteilung eines Visums D den jeweiligen Zweck und die beabsichtigte Dauer der Reise und des Aufenthaltes
bekannt zu geben. Der Antrag ist zurtickzuweisen, sofern der Antragsteller, ausgenommen die Falle des Paragraph 22,
Absatz 3,, trotz Aufforderung und Setzung einer Nachfrist kein gultiges Reisedokument oder gegebenenfalls kein
Gesundheitszeugnis vorlegt oder wenn der Antragsteller trotz entsprechenden Verlangens nicht personlich vor der

Behdrde erschienen ist, obwohl in der Ladung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurde.

(8) Minderjahrige Fremde, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, kénnen bei Zustimmung des gesetzlichen Vertreters

die Erteilung eines Visums selbst beantragen.

(9) Fur Entscheidungen Uber die Erteilung eines Visums fur Saisoniers (8 2 Abs. 4 Z 13) oder Praktikanten (§ 2 Abs. 4 Z
13a) ist Art. 23 Abs. 1 bis 3 Visakodex sinngemal3 anzuwenden.”(9) Fur Entscheidungen Gber die Erteilung eines Visums
far Saisoniers (Paragraph 2, Absatz 4, Ziffer 13,) oder Praktikanten (Paragraph 2, Absatz 4, Ziffer 13 a,) ist Artikel 23,

Absatz eins bis 3 Visakodex sinngemaR anzuwenden.”
.Beschwerden gegen Bescheide Osterreichischer Vertretungsbehdrden in Visaangelegenheiten

8 11a (1) Der Beschwerdefihrer hat der Beschwerde gegen einen Bescheid einer 6sterreichischen Vertretungsbehdérde
sdmtliche von ihm im Verfahren vor der belangten Vertretungsbehérde vorgelegten Unterlagen samt Ubersetzung in
die deutsche Sprache anzuschlieBen.Paragraph 11 a, (1) Der Beschwerdeflihrer hat der Beschwerde gegen einen
Bescheid einer Osterreichischen Vertretungsbehdérde samtliche von ihm im Verfahren vor der belangten
Vertretungsbehdrde vorgelegten Unterlagen samt Ubersetzung in die deutsche Sprache anzuschlieRen.

(2) Beschwerdeverfahren sind ohne mundliche Verhandlung durchzufihren. Es durfen dabei keine neuen Tatsachen
oder Beweise vorgebracht werden.

(3) Samtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehdrde und des Bundesverwaltungsgerichtes fur Dolmetscher und
Ubersetzer sowie fiir die Uberpriifung von Verdolmetschungen und Ubersetzungen sind Barauslagen im Sinn des § 76
AVG.(3) Samtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehdrde und des Bundesverwaltungsgerichtes fir Dolmetscher
und Ubersetzer sowie fur die Uberpriifung von Verdolmetschungen und Ubersetzungen sind Barauslagen im Sinn des
Paragraph 76, AVG.

(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat tUber die Vertretungsbehdrde zu erfolgen. §
11 Abs. 3 gilt."(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat tUber die Vertretungsbehérde
zu erfolgen. Paragraph 11, Absatz 3, gilt.”

»Visa zur Einbeziehung in das Familienverfahren nach dem AsylG 2005

§ 26 Teilt das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl gemal3§ 35 Abs. 4 AsylG 2005 mit, dass die Stattgebung eines
Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten wahrscheinlich ist, ist dem Familienangehdrigen gemaR 8 35 Abs. 5 AsylG 2005 ohne Weiteres zur
einmaligen Einreise ein Visum mit viermonatiger Gultigkeitsdauer zu erteilen.”Paragraph 26, Teilt das Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl gemal} Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 mit, dass die Stattgebung eines Antrages auf
internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des subsididr Schutzberechtigten
wahrscheinlich ist, ist dem Familienangehorigen gemald Paragraph 35, Absatz 5, AsylG 2005 ohne Weiteres zur
einmaligen Einreise ein Visum mit viermonatiger Gultigkeitsdauer zu erteilen.”

Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist die dsterreichische Vertretungsbehérde im Ausland
in Bezug auf die Erteilung eines Einreisetitels nach § 35 AsylG an die Mitteilung des Bundesasylamtes (nunmehr: des
Bundeamtes fur Fremdenwesen und Asyl) Uber die Prognose einer Asylgewdhrung bzw. Gewdhrung subsididren
Schutzes gebunden, und zwar auch an eine negative Mitteilung. Diesbeziglich kommt ihr keine eigene
Priafungskompetenz zu (vgl. VWGH 16.12.2014, Ro 2014/22/0034 unter Hinweis auf VWGH 17.10.2013,2013/21/0152;
VwGH 19.06.2008, 2007/21/0423) .Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist die
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Osterreichische Vertretungsbehdrde im Ausland in Bezug auf die Erteilung eines Einreisetitels nach Paragraph 35,
AsylG an die Mitteilung des Bundesasylamtes (nunmehr: des Bundeamtes fir Fremdenwesen und Asyl) Uber die
Prognose einer Asylgewahrung bzw. Gewahrung subsididren Schutzes gebunden, und zwar auch an eine negative
Mitteilung. Diesbezlglich kommt ihr keine eigene Prufungskompetenz zu vergleiche VwWGH 16.12.2014, Ro
2014/22/0034 unter Hinweis auf VWGH 17.10.2013,2013/21/0152; VWGH 19.06.2008, 2007/21/0423).

Mit dem Fremdenbehdrdenneustrukturierungsgesetz - FNG, BGBI. | Nr. 87/2012, wurde in& 9 Abs. 3 FPG 2005 jedoch
fur Fremde (ohne Unterschied) die Moglichkeit geschaffen, gegen ablehnende Entscheidungen der Osterreichischen
Vertretungsbehorden in Visaangelegenheiten Beschwerde an das BVwWG zu erheben; dies gilt auch fir die Ablehnung
eines Einreisetitels nach 8 35 AsylG 2005. Das Gesetz sieht nun ein geschlossenes Rechtsschutzsystem vor, in dem das
Zusammenwirken zweier Behdrden (der unmittelbaren Bundesverwaltung), wie es in8 35 Abs. 4 AsylG 2005
angeordnet wird, vor einem gemeinsamen, zustandigen Verwaltungsgericht, namlich dem BVwG, angefochten und
dort Uberprift werden kann. Dabei steht es dem BVwG offen, auch die Einschatzung des Bundesamtes Uber die
Wahrscheinlichkeit der Gewdhrung internationalen Schutzes an den Antragsteller auf ihre Richtigkeit hin zu
Uberprufen, was voraussetzt, dass das Bundesamt seine Mitteilung auch entsprechend begrindet und dem
Antragsteller Gelegenheit geboten wird, davon Kenntnis zu erlangen und dazu Stellung nehmen zu kénnen. Wird
dieses Parteiengehor nicht gewahrt, kdnnte einem bestreitenden Vorbringen des Antragstellers in der Beschwerde an
das BVwWG gegen eine abweisende Entscheidung in Bezug auf den Einreisetitel nach§ 35 AsylG 2005 das
Neuerungsverbot nach 8 11a Abs. 2 FPG nicht entgegengehalten werden (vgl. auch VwWGH vom 04.08.2016,Ra
2016/21/0083 bis 0086-12). Mit dem Fremdenbehdrdenneustrukturierungsgesetz - FNG, Bundesgesetzblatt Teil eins,
Nr. 87 aus 2012,, wurde in Paragraph 9, Absatz 3, FPG 2005 jedoch fir Fremde (ohne Unterschied) die Mdglichkeit
geschaffen, gegen ablehnende Entscheidungen der Osterreichischen Vertretungsbehérden in Visaangelegenheiten
Beschwerde an das BVwG zu erheben; dies gilt auch flr die Ablehnung eines Einreisetitels nach Paragraph 35, AsylG
2005. Das Gesetz sieht nun ein geschlossenes Rechtsschutzsystem vor, in dem das Zusammenwirken zweier Behdrden
(der unmittelbaren Bundesverwaltung), wie es in Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 angeordnet wird, vor einem
gemeinsamen, zustandigen Verwaltungsgericht, namlich dem BVwG, angefochten und dort Uberpriift werden kann.
Dabei steht es dem BVwG offen, auch die Einschatzung des Bundesamtes Uber die Wahrscheinlichkeit der Gewahrung
internationalen Schutzes an den Antragsteller auf ihre Richtigkeit hin zu Uberprifen, was voraussetzt, dass das
Bundesamt seine Mitteilung auch entsprechend begriindet und dem Antragsteller Gelegenheit geboten wird, davon
Kenntnis zu erlangen und dazu Stellung nehmen zu kénnen. Wird dieses Parteiengehor nicht gewahrt, kénnte einem
bestreitenden Vorbringen des Antragstellers in der Beschwerde an das BVWG gegen eine abweisende Entscheidung in
Bezug auf den Einreisetitel nach Paragraph 35, AsylG 2005 das Neuerungsverbot nach Paragraph 11 a, Absatz 2, FPG
nicht entgegengehalten werden vergleiche auch VwGH vom 04.08.2016, Ra 2016/21/0083 bis 0086-12).

Im Erkenntnis vom 01.03.2016, Ro 2015/18/0002 bis 0007, halt der Verwaltungsgerichtshof zunachst fest, dass der in§
35 Abs. 4 AsylG 2005 angeordnete Beweismalistab, nach dem das Bundesamt zu beurteilen hat, ob es eine positive
oder negative Mitteilung abgibt, fiir sich betrachtet rechtsstaatlich nicht bedenklich erscheint. Da das Gesetz vorsieht,
dass eine positive Mitteilung des Bundesamtes schon dann zu ergehen hat, wenn die Gewahrung von internationalem
Schutz bloR wahrscheinlich ist, bedeutet dies im Umkehrschluss, dass eine negative Prognose nur dann erfolgen darf,
wenn die Gewahrung dieses Schutzes in einem nach Einreise in Osterreich zu filhrenden Asylverfahren nicht einmal
wahrscheinlich ist; Gewissheit dartber, dass dem Antragsteller internationaler Schutz in Osterreich gewahrt werden
wird, erfordert die Erteilung einer Einreiseerlaubnis hingegen nicht. Um somit die Einreiseerlaubnis nach Osterreich zu
erhalten, muss der Antragsteller lediglich die niedrigere Beweisschwelle der Wahrscheinlichkeit einer kunftigen
Gewahrung internationalen Schutzes Uberspringen. Schon dann steht ihm die Méglichkeit offen, in das Bundesgebiet
einzureisen und dort ein Familienverfahren nach 8 34 AsylG 2005 - mit allen Verfahrensgarantien - zu absolvieren. Dass
8§ 35 Abs. 4 AsylG 2005 die Vergabe eines Visums an die Wahrscheinlichkeit der Gewahrung internationalen Schutzes im
kiinftigen Asylverfahren bindet, erscheint unter diesem Blickwinkel mit dem rechtsstaatlichen Prinzip somit nicht im
Widerspruch zu stehen.Im Erkenntnis vom 01.03.2016, Ro 2015/18/0002 bis 0007, halt der Verwaltungsgerichtshof
zunachst fest, dass der in Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 angeordnete Beweismal3stab, nach dem das Bundesamt
zu beurteilen hat, ob es eine positive oder negative Mitteilung abgibt, fir sich betrachtet rechtsstaatlich nicht
bedenklich erscheint. Da das Gesetz vorsieht, dass eine positive Mitteilung des Bundesamtes schon dann zu ergehen
hat, wenn die Gewahrung von internationalem Schutz bloR wahrscheinlich ist, bedeutet dies im Umkehrschluss, dass
eine negative Prognose nur dann erfolgen darf, wenn die Gewdhrung dieses Schutzes in einem nach Einreise in
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Osterreich zu fllhrenden Asylverfahren nicht einmal wahrscheinlich ist; Gewissheit dariiber, dass dem Antragsteller
internationaler Schutz in Osterreich gewéhrt werden wird, erfordert die Erteilung einer Einreiseerlaubnis hingegen
nicht. Um somit die Einreiseerlaubnis nach Osterreich zu erhalten, muss der Antragsteller lediglich die niedrigere
Beweisschwelle der Wahrscheinlichkeit einer kinftigen Gewdhrung internationalen Schutzes Uberspringen. Schon
dann steht ihm die Mdglichkeit offen, in das Bundesgebiet einzureisen und dort ein Familienverfahren nach Paragraph
34, AsylG 2005 - mit allen Verfahrensgarantien - zu absolvieren. Dass Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 die Vergabe
eines Visums an die Wahrscheinlichkeit der Gewahrung internationalen Schutzes im kunftigen Asylverfahren bindet,
erscheint unter diesem Blickwinkel mit dem rechtsstaatlichen Prinzip somit nicht im Widerspruch zu stehen.

Verfahrensgegenstandlich wurden Antrage auf Erteilung eines Einreisetitels gemaR § 35 Abs. 1 AsylG 2005 gestellt und
als Bezugsperson XXXX , geb. XXXX , StA. Syrien, genannt; er sei der Ehemann der Erstbeschwerdefihrerin und Vater
des minderjahrigen Zweitbeschwerdefiihrers. Die Bezugsperson stellte in Osterreich einen Antrag auf internationalen
Schutz und wurde ihr mit Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 14.03.2024 der Status der
Asylberechtigten in Osterreich zuerkannt. Wie festgestellt, wurde gegen die Bezugsperson im Janner 2025 ein
Aberkennungsverfahren gemaR § 7 AsylG 2005 eingeleitet, das aktuell noch beim Bundesamt fir Fremdenwesen und
Asyl anhangig ist.Verfahrensgegenstandlich wurden Antrége auf Erteilung eines Einreisetitels gemal Paragraph 35,
Absatz eins, AsylG 2005 gestellt und als Bezugsperson romisch 40, geb. romisch 40, StA. Syrien, genannt; er sei der
Ehemann der Erstbeschwerdefihrerin und Vater des minderjahrigen Zweitbeschwerdefuhrers. Die Bezugsperson
stellte in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz und wurde ihr mit Bescheid des Bundesamtes fir
Fremdenwesen und Asyl vom 14.03.2024 der Status der Asylberechtigten in Osterreich zuerkannt. Wie festgestellt,
wurde gegen die Bezugsperson im Janner 2025 ein Aberkennungsverfahren gemall Paragraph 7, AsylG 2005
eingeleitet, das aktuell noch beim Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl anhangig ist.

Die belangte Behorde ging im Hinblick auf die negative Stellungnahme des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl
gemal’ 8 35 Abs. 4 AsylG 2005 vor dem Hintergrund des 8 34 Abs. 2 Z 3 AsylG 2005 zundchst zu Recht davon aus, dass
die Antrage abzuweisen waren.Die belangte Behdrde ging im Hinblick auf die negative Stellungnahme des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl gemaR Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 vor dem Hintergrund des
Paragraph 34, Absatz 2, Ziffer 3, AsylG 2005 zunachst zu Recht davon aus, dass die Antrage abzuweisen waren.

Durch die jungste Judikatur des Verfassungsgerichtshofes und Verwaltungsgerichtshofes wurde dem
Bundesverwaltungsgericht ein Uber den Gesetzeswortlaut des8 35 Abs. 4 Z 1 AsylG 2005 hinausgehender
Prifungsmalistab auferlegt. So hat der Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 16.12.2025, E 1209-
1210/2025, E 1211/2025, ausgesprochen, dass sich das Bundesverwaltungsgericht im Verfahren tber Beschwerden
gegen Bescheide Osterreichischer Vertretungsbehorden, mit denen ein Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemaf
§ 35 Abs. 4 Z 1 AsylG 2005 aufgrund eines gegen die Bezugsperson anhangigen Aberkennungsverfahrens abgewiesen
wurde, nicht auf die Prufung beschranken konne, ob ein Aberkennungsverfahren durch das Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich der Bezugsperson eingeleitet worden sei. Vielmehr sei zu beurteilen, ob das
Vorliegen eines Aberkennungsgrundes nach 8 7 AsylG 2005 ,nicht einmal wahrscheinlich” sei, sowie, ob das
+Aberkennungsverfahren zlgig und innerhalb einer angemessenen Verfahrensdauer gefiihrt wird und im Lichte von
Art. 8 EMRK keine ungebuhrlich lange Verzégerung der Entscheidung Uber die Familienzusammenfihrung
vorliegt”.Durch die jungste Judikatur des Verfassungsgerichtshofes und Verwaltungsgerichtshofes wurde dem
Bundesverwaltungsgericht ein Uber den Gesetzeswortlaut des Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer eins, AsylG 2005
hinausgehender Priufungsmalistab auferlegt. So hat der Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 16.12.2025,
E 1209-1210/2025, E 1211 aus 2025,, ausgesprochen, dass sich das Bundesverwaltungsgericht im Verfahren uber
Beschwerden gegen Bescheide Osterreichischer Vertretungsbehérden, mit denen ein Antrag auf Erteilung eines
Einreisetitels gemall Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer eins, AsylG 2005 aufgrund eines gegen die Bezugsperson
anhangigen Aberkennungsverfahrens abgewiesen wurde, nicht auf die Prufung beschranken kénne, ob ein
Aberkennungsverfahren durch das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich der Bezugsperson eingeleitet
worden sei. Vielmehr sei zu beurteilen, ob das Vorliegen eines Aberkennungsgrundes nach Paragraph 7, AsylG 2005
Lhicht einmal wahrscheinlich” sei, sowie, ob das ,Aberkennungsverfahren zlgig und innerhalb einer angemessenen
Verfahrensdauer gefihrt wird und im Lichte von Artikel 8, EMRK keine ungebuhrlich lange Verzégerung der
Entscheidung Uber die Familienzusammenfuhrung vorliegt”.

Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl fuhrte in seiner Stellungnahme vom 30.01.2026 zum Grund der
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Asylzuerkennung aus, dass die Bezugsperson aufgrund ihres Alters zum syrischen Militdr und/oder zur Kurdenmiliz
einrticken musse: Es bestehe fiur sie die Gefahr, vom syrischen Regime und/oder von den Kurden zwangsrekrutiert zu
werden. Angesichts des Sturzes des Regimes unter Bashar al-Assad im Dezember 2024 kann in einem Fall wie dem
gegenstandlichen - in dem der Bezugsperson Furcht vor Verfolgung durch das ehemalige Assad-Regime geltend
gemacht hat und deshalb als Fluchtling anerkannt worden ist - nicht im Sinne der Judikatur des VfGH gesagt werden,
dass eine Aberkennung des Asylstatus ,nicht einmal wahrscheinlich” sei.

Das Asylaberkennungsverfahren gegen die Bezugsperson wurde im Janner 2025 eingeleitet und ist damit seit etwa 15
Monaten anhangig, wobei nach ausdrucklicher Auskunft des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl kein weiterer
Verfahrensschritt gesetzt wurde und ein Zeithorizont fir den Abschluss dieses Verfahrens nicht gegeben wurde. Im
Hinblick auf den von den Hochstgerichten aufgetragenen PrifungsmaRstab, ob das Aberkennungsverfahren ziigig
geflhrt werde, ist somit festzuhalten, dass das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl Uber ein Jahr lang nach
Einleitung des Verfahrens keinerlei Schritte zur Bearbeitung des Verfahrens gesetzt hat, wobei darauf hingewiesen
wird, dass ein (erstes) Landerinformationsblatt zu den gednderten Verhaltnissen in Syrien im Mai 2025 veroéffentlicht

wurde.

Ungeachtet der Frage, ob eine ,angemessene Verfahrensdauer” im Lichte der obzitierten Judikatur des VfGH
Uberschritten erscheine, ist im gegenstandlichen Fall darauf zu verweisen, dass eine ,zlgige Verfahrensfiihrung” im
vorliegenden Fall schon deshalb nicht gegeben ist, weil seit der Einleitung des Aberkennungsverfahren Uber ein Jahr
lang kein weiterer Verfahrensschritt erfolgt ist.

Wie bereits beweiswiirdigend ausgefihrt, ist die (Verzdégerung der) Verfahrensdauer alleine der Behérde zuzurechnen.
Wenn das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl darauf verweist, dass auf erganzende Landerberichte gewartet
werde, ist dem entgegenzuhalten, dass es jederzeit die Moglichkeit gehabt hatte, das Verfahren einzustellen.

Damit wurde im Ergebnis das Aberkennungsverfahren der Bezugsperson nicht ,zlgig” durchgefihrt. Angesichts dessen
eribrigen sich in der Folge auch Erwagungen, ob im Lichte des Art. 8 EMRK im konkreten Fall (k)eine ungebuhrlich
lange Verzogerung bei der Familienzusammenfihrung vorliegt.Damit wurde im Ergebnis das Aberkennungsverfahren
der Bezugsperson nicht ,zlgig" durchgefihrt. Angesichts dessen ertbrigen sich in der Folge auch Erwagungen, ob im
Lichte des Artikel 8 EMRK im konkreten Fall (k)Jeine ungebuhrlich lange Verzdégerung bei der
Familienzusammenfihrung vorliegt.

In den vorliegenden Verfahren grindet sich die angefochtene Entscheidung auf die vom Bundesamt fir
Fremdenwesen und Asyl abgegebene negative Wahrscheinlichkeitsprognose; diese stitzte sich ausschliel3lich auf das
gegenlUber der Bezugsperson eingeleitete Aberkennungsverfahren. Aufgrund des Umstandes, dass jenes
Aberkennungsverfahren nicht zlgig gefuhrt wurde, ist die vom Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl abgegebene
Wahrscheinlichkeitsprognose nicht mehr tragfahig. Da sich der Stellungnahme des Bundesamtes fur Fremdenwesen
und Asyl vom 30.01.2025 entnehmen lasst, dass keinerlei Ermittlungsschritte, insbesondere zu den behaupteten
Familienverhaltnissen, erfolgt sind und keine diesbezlglichen Feststellungen getroffen wurden, war der
Osterreichischen Botschaft Damaskus die Erlassung neuer Bescheide in den vorliegenden Rechtssachen aufzutragen.

Das Bundesverwaltungsgericht weist in dem Zusammenhang ausdricklich auf die Spezifika und die
verfahrensrechtlichen Einschrankungen (siehe§ 11a FPG 2005) der gegenstandlichen Beschwerdeverfahren hin,
weshalb die Durchfihrung der notwendigen Ermittlungen zum Vorliegen der Erteilungsvoraussetzungen und zum
allfaélligen Vorliegen der von der Judikatur des VWGH gegenstandlich entwickelten Kriterien nicht im Interesse der
Effizienz, Raschheit und Kostenersparnis durch dieses selbst durchgefihrt werden kdnnen. Zudem geht es in den
vorliegenden Fallen nicht bloB um ergadnzende Sachverhaltsfeststellungen, sondern um entscheidungserhebliche
Umstande, die erstmals und in Visaverfahren aufgrund des Auslandsbezuges regelmaRig vor Ort festzustellen sind,
sodass eine Verlagerung des behordlichen Verfahrens, konkret den entscheidungsrelevanten Sachverhalt erstmals zu
ermitteln, hin zum Bundesverwaltungsgericht nicht in Betracht kommen kann.Das Bundesverwaltungsgericht weist in
dem Zusammenhang ausdrticklich auf die Spezifika und die verfahrensrechtlichen Einschrankungen (siehe Paragraph
11 a, FPG 2005) der gegenstandlichen Beschwerdeverfahren hin, weshalb die Durchfihrung der notwendigen
Ermittlungen zum Vorliegen der Erteilungsvoraussetzungen und zum allfalligen Vorliegen der von der Judikatur des
VWGH gegenstandlich entwickelten Kriterien nicht im Interesse der Effizienz, Raschheit und Kostenersparnis durch
dieses selbst durchgefiihrt werden kénnen. Zudem geht es in den vorliegenden Fallen nicht bloR um erganzende
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Sachverhaltsfeststellungen, sondern um entscheidungserhebliche Umstande, die erstmals und in Visaverfahren
aufgrund des Auslandsbezuges regelmaRig vor Ort festzustellen sind, sodass eine Verlagerung des behdrdlichen
Verfahrens, konkret den entscheidungsrelevanten Sachverhalt erstmals zu ermitteln, hin  zum
Bundesverwaltungsgericht nicht in Betracht kommen kann.

GemdafRR8 11a Abs. 2 FPG 2005 war dieser Beschluss ohne Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung zu
treffen.Gemal Paragraph 11 a, Absatz 2, FPG 2005 war dieser Beschluss ohne Durchfiihrung einer mindlichen
Verhandlung zu treffen.

B) Zulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Gemal}
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig, wenn sie von der Ldsung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu l6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Im
gegenstandlichen Fall ist die Frage, wann die behérdliche Fiihrung eines Aberkennungsverfahrens gemafld 8 7 Abs. 1 Z 2
AsylG 2005 betreffend den Asylstatus einer Bezugsperson als ,zlgig" anzusehen ist, durch den Verwaltungsgerichtshof
noch nicht beantwortet, weshalb eine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung vorliegt. Diese geht auch insoweit Uber
die gegenstandliche Rechtssache hinaus, als die vorliegende Fallkonstellation gehauft auftritt.Die Revision ist gemaf
Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig, wenn sie von der Loésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn das Erkenntnis von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Im gegenstandlichen Fall
ist die Frage, wann die behdérdliche Fihrung eines Aberkennungsverfahrens gemaR Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer 2,
AsylG 2005 betreffend den Asylstatus einer Bezugsperson als ,zlgig" anzusehen ist, durch den Verwaltungsgerichtshof
noch nicht beantwortet, weshalb eine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung vorliegt. Diese geht auch insoweit Uber
die gegenstandliche Rechtssache hinaus, als die vorliegende Fallkonstellation gehauft auftritt.
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